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Angebotsproblem, bei dem es darum geht, wie eine Be-
reitstellung an Wohnraum effi zient organisiert bzw. unter-
stützt werden kann. Dies ergibt sich aus der mangelnden 
Verfügbarkeit von tatsächlichem Wohnraum als primäre 
Problemstellung. Das kaum elastische Angebot infolge 
von Wohnungen als immobilen Gütern mit einem langen 
Erstellungs- und Nutzungszeitraum macht dabei offen-
bar, dass der Wohnungsmarkt (in seiner gegenwärtigen 
Verfassung) kaum hinreichend dynamisch ist: Staatliche 
Eingriffe in den Markt könnten zur Lösung beitragen und 
somit wohlfahrtsteigernd wirken.

Aus dem Angebotsproblem folgt zweitens ein Allokations-
problem: Hierbei ist zu klären, wie die gruppenspezifi schen 
Wohnraumbedarfe (insbesondere für Geringverdiener, Fa-
milien, Studenten, Rentner) befriedigt werden können. Die 
ausreichende Verfügbarkeit an Wohnraum ist dabei die 
notwendige, die sozialpolitische Verteilung die hinreichen-
de Bedingung zur Lösung des Mietwohnungsmarktprob-
lems. Das Allokationsproblem ist zugleich sozial- und ver-
teilungspolitisch relevant, da die Miete mit rund 20 % bis 
33% die belastungsstärkste Komponente des Haushalts-
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Steigende Mieten, insbesondere in Ballungszentren, 
kennzeichnen den deutschen Mietwohnungsmarkt. Die 
zentrale Ursache ist ein relativ gering elastisches Markt-
angebot bei seit Jahren steigender Nachfrage. Die Grün-
de für das (zumindest kurz- bis mittelfristig) starre Woh-
nungsangebot sind vielfältig und umfassen unter anderem 
knappes Bauland, längerfristige Baugenehmigungsver-
fahren, in der Regel mehrjährige Erstellungszeiträume für 
Immobilien, die gestiegene Zahl der Bauvorschriften und 
aus- bzw. überausgelastete Kapazitäten im Baugewerbe. 
Die Entwicklung der Nachfrage wird hingegen vor allem 
durch drei Aspekte getrieben: die demografi sche Entwick-
lung (insbesondere Singularisierung), die Binnenwande-
rung (insbesondere Urbanisierung) sowie die über Jahre 
gute Arbeitsmarktlage (Möbert, 2018). Das Ungleichge-
wicht ist entsprechend durch einen Nachfrageüberhang 
klar charakterisierbar. Trotz der deutlichen Preiseffekte1 in 
den letzten Jahren ist eine Rückkehr in ein Gleichgewicht 
bisher nicht absehbar. Obwohl die Wohnungsbauinvestiti-
onen bereits seit 2015 (wieder) zunehmen (Deutsche Bun-
desbank, 2019), bleibt das Angebot verknappt, da die Zahl 
der Baugenehmigungen tendenziell rückläufi g ist.

Aus dem Ungleichgewicht ergeben sich zwei Herausfor-
derungen für die (Miet-)Wohnungspolitik: Erstens, das 
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Wohngebiete ein kritischer Faktor. Da schrumpfende und 
wachsende Städte aber oft in unmittelbarer Umgebung 
liegen, könnte eine verbessere Verkehrsinfrastruktur zu 
einem Nachfrageausgleich zwischen Regionen beitragen 
(Voigtländer, 2014, 13-14).

Die Ausweisung von Bauland unterliegt regulierungsin-
tensiven und interessengetriebenen Genehmigungsver-
fahren, sodass die Ausgestaltung und praktische Umset-
zung von Bebauungsplanungen nicht simultan auf Nach-
frageänderungen reagieren können. Eine Aufstockung 
der knappen personellen Ressourcen in den Bauämtern 
könnte das Erteilungsverfahren für Baugenehmigun-
gen beschleunigen (Voigtländer, 2014, 9-10). Durch ver-
schlankte Vergabeverfahren und eine Elimination der üb-
lichen Zwischenerwerber (Träger und Treuhänder) ließen 
sich außerdem die Transaktionskosten für den Erwerb 
und somit der Preis von Bauland senken. Baufl ächen 
könnten dann direkt an die Endnutzer übergehen (Mense 
et al., 2016). Aufwändigere Konzeptvergaben wären hin-
gegen dem sozialen Wohnungsbau zuträglich, da die üb-
lichen Höchstpreisauktionen den Erwerb für kommunale 
Wohnungsbaugesellschaften erschweren.

Neben der Knappheit von Bauland ist die Entwicklung 
der Baukosten in den vergangenen Jahren ein wichti-
ger angebotsseitiger Treiber: In Deutschland fl uktuieren 
die Baupreise stark mit dem Konjunkturzyklus. Die hohe 
Kapazitätsauslastung der letzten Jahre führte zu einem 
nominalen Preisanstieg der Arbeits- und Bauleistungen 
um 27 % zwischen 2000 und 2014. Hinzu kommen ge-
stiegene regulatorische Anforderungen im Neubauseg-
ment. Von 2000 bis 2016 verteuerten Regulierungen in 
den Bereichen Energieeffi zienz, Brand- und Schallschutz 
sowie Barrierefreiheit die Baukosten zusätzlich um 18 % 
(SVR für Wirtschaft, 2018, 366; Wahlberg, Gniechwitz und 
Halstenberg, 2015). Diese Teuerungen lassen sich nicht 
leicht revidieren, da sich bei der Anpassung, zeitweiser 
Aussetzung oder gar Abschaffung regulatorischer Vorga-
ben Zielkonfl ikte im Bereich des Umwelt-, Hochwasser-, 
Brandschutzes und der Energieeffi zienz ergäben.

Nachfrage auf dem Mietwohnungsmarkt

Nachfrageseitig sind der demografi sche Wandel bzw. 
seine falsch abgeschätzten Folgen mitursächlich für 
das Marktungleichgewicht. Während die Bevölkerung in 
Deutschland (wie prognostiziert) zwischen 1991 und 2017 
um lediglich 3,5 % zunahm, stieg die Zahl der Haushalte 
im gleichen Zeitraum jedoch um 17 % (Singularisierung) 
(SVR für Wirtschaft, 2018, 334). Folglich hat auch der 
Wohnfl ächenkonsum pro Kopf in den letzten Dekaden 
stetig zugenommen. Verantwortlich hierfür ist zum einen 
der sogenannte Kohorteneffekt, d. h. der zunehmende 

einkommens ist (Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung [SVR für Wirtschaft], 
2018, 697).2 Werden die Kostensteigerungen der letzten Jah-
re nach dem verfügbaren Einkommen betrachtet, zeigt sich 
eine überproportionale Belastung von Geringverdienern.3 
Damit ist ein Marktmechanismus gesucht, der im Ergebnis 
sowohl quantitativ ausreichend Wohnraum bereitstellt (not-
wendig) als auch den Haushalten unter Berücksichtigung 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit (hinreichend) den 
Zugang zum Mietwohnungsmarkt ermöglicht. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, inwieweit das verfügbare 
wohnungspolitische Instrumentarium zur Lösung des Ange-
bots- und Allokationsproblems beitragen kann und ob ge-
gebenenfalls Ergänzungen sinnvoll erscheinen.

Angebot auf dem Mietwohnungsmarkt

In Deutschland summierte sich der Bestand an Wohnge-
bäuden 2014 auf rund 39 Mio. Wohnungen (Statistisches 
Bundesamt, 2014). Aggregiert man die Bestandslücke seit 
2009, so ergibt sich aktuell ein Fehlbestand von mehr als 
1 Mio. Wohnungen; trotz prognostizierten 315 000 Fertig-
stellungen im Jahr 2019 (Möbert, 2019). Eine Kernursache 
für das Angebotsproblem ist die begrenzte Verfügbarkeit 
von Bauland. Die derzeitige Verknappung schlägt sich 
auch in der bundesweiten Verteuerung des Baulands um 
50 % zwischen 2010 und 2019 nieder. In den größten Städ-
ten kam es sogar zu Preisverdopplungen innerhalb von 
fünf Jahren (Baulandkommission, 2019). Ist das innerstäd-
tische Bauland erschöpft, so bieten sich nur zwei Möglich-
keiten zur Schaffung von Wohnraum: zum einen die Innen-
entwicklung der Städte, zum anderen ein Ausweichen ins 
Umland. Im Hinblick auf die Innenentwicklung gibt es ein 
geschätztes maximales Potenzial von 2,3 Mio. bis 2,7 Mio. 
Wohnungen, die durch Nachverdichtung in deutschen 
Großstädten geschaffen werden könnten (Pestel Institut, 
2019). Voraussetzung wäre hierfür eine Anpassung bau-
ordnungsrechtlicher Vorgaben wie beispielsweise Brand-, 
Schall- und Emissionsschutzvorgaben sowie Stellplatz-
forderungen. Diese Potenzialberechnung lässt jedoch 
mögliche Akzeptanzprobleme außen vor, die angesichts 
des Widerstands der bereits ansässigen Bevölkerung zu 
erwarten sind und zu einer deutlich geringeren Zahl mög-
licher Realisierungen führen würde („Not in my backyard“-
Problem, kurz NIMBY). Zudem müsste die umgebende 
öffentliche Infrastruktur der Daseinsvorsorge (Kindergär-
ten und Schulen, ärztliche Versorgung, Stellplätze etc.) 
aufgestockt werden. Für den Erfolg der Außenentwicklung 
ist hingegen eine effektive Verkehrsanbindung dezentraler 

2 Mittlerweile zahlen jedoch etwa 40 % der Haushalte mehr als 30 % ihres 
Nettoeinkommens für die Kaltmiete (Lebuhn et al., 2017, 69).

3 Zwischen 1993 und 2013 stieg der Wohnkostenanteil der 20 % einkom-
mensschwächsten Haushalte von 27 % auf 39 % (Dustmann, Fitzen-
berger und Zimmermann 2018, 2).
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gerungen überproportional belastet. So stiegen im Zeit-
raum von 1993 bis 2013 die Wohnkosten der Haushalte mit 
den 20 % niedrigsten Einkommen um 32 %, während sie 
für die 20 % einkommensstärksten Haushalte um 9 % ab-
nahmen (Dustmann, Fitzenberger und Zimmermann, 2018, 
12-13). Einschränkend ist hierbei allerdings zu bemerken, 
dass die stärksten Preisanstiege erst nach 2013 zu beob-
achten sind: Es ergaben sich Mietsteigerungen für Neu-
vertragsmieten gegenüber dem Vorjahr von 3 % (2014), 
5,5 % (2016) und 3,5 % (2018) (Möbert, 2019). Zudem ga-
ben 63 % der Mieterhaushalte über 65 Jahren im Jahr 2016 
mehr als 30 % ihres Einkommens für die Mietkosten aus; 
38 % sogar mehr als 40 % (Gordo et al., 2019). Auch die 
Mieten für studentisches Wohnen stiegen zwischen 2010 
und 2018 in einer Bandbreite von 12,9 % (Greifswald) bis 
zu 93,8 % (Berlin) (Oberst und Voigtländer, 2018, 16). Diese 
Entwicklungen begründen die gesellschaftspolitische For-
derung nach Maßnahmen zur Steigerung der Allokations-
effi zienz neben gesteigerter Wohnraumverfügbarkeit.

Mietpreisbremse

Um der Preisentwicklung auf dem Mietwohnungsmarkt 
entgegenzuwirken, wurde 2015 die Mietpreisbremse ein-
geführt. Seither dürfen die Mieten in Mietneuverträgen 

Flächenkonsum von Generation zu Generation mit stei-
gendem Wohlstand einer Gesellschaft. Zum anderen 
bewirkt der Altersstruktureffekt, dass sich der Wohnfl ä-
chenkonsum mit steigendem Alter erhöht; beispielsweise 
wenn Eltern nach Auszug der Kinder den Wohnfl ächen-
konsum nicht reduzieren. In einer alternden Gesellschaft 
führt dies insgesamt zu einem steigenden Gesamtbedarf 
an Wohnfl äche (Deschermeier und Henger, 2015).

Eine weitere nachfrageseitige Ursache ist die Binnenwande-
rung, die tendenziell von Ost nach West und von ländlichen 
in städtische Räume stattfi ndet (SVR für Wirtschaft, 2018, 
662, 664). Gründe für die Wanderung aus dem ländlichen 
Raum in die Städte sind unter anderem die fortschreitende 
Tertiärisierung, d. h. die steigende Nachfrage nach Dienst-
leistungsberufen, die besseren Chancen und Teilhabemög-
lichkeiten, z. B. Breitbandverbindungen, kulturelle Angebote 
und Bildungsinfrastruktur (Michelsen, 2019) sowie eine ver-
besserte Daseinsvorsorge (Henger, Schier und Voigtländer, 
2015). Entgegen dem Trend fragen junge Familien mit ge-
steigertem Wohnraumbedarf jedoch seit 2014 wieder mehr 
suburbanen und ländlichen Wohnraum nach. Die gestiege-
nen Wohnkosten können ein Ausweichen auf das Land at-
traktiv bzw. notwendig machen. Zugleich hat die Arbeits-
platzdichte im nicht-städtischen Umland zwischen 2011 und 
2016 signifi kant zugenommen (Henger und Oberst, 2019). 
Diese Entwicklungen zeigen Potenzial, um durch suburbane 
Außenentwicklung zur Lösung des Angebotsproblems bei-
zutragen. Hierbei ergeben sich gegenüber der Entwicklung 
ländlicher Räume Skaleneffekte bei der Bereitstellung öffent-
licher Infrastruktur in suburbanen Wohngebieten.

Außerdem trägt die seit Jahren gute Lage am Arbeitsmarkt 
mit hohem Beschäftigungsstand und steigenden Löhnen zu 
einer zunehmenden Wohnraumnachfrage bei. So übersteigt 
der Nominallohnindex seit 2014 die Entwicklung der Ver-
braucherpreise (Statistisches Bundesamt, 2019).4 Nicht zu 
vernachlässigen sind zudem die Folgen der Bildungsexpan-
sion: Die Zahl der Studierenden ist seit 2010 um 28 % ge-
stiegen, wodurch die Nachfrage nach Wohnraum in Univer-
sitätsstädten zusätzlich zunimmt (Oberst und Voigtländer, 
2018, 4). Tabelle 1 fasst die angebots- und nachfrageseiti-
gen Ursachen des Marktungleichgewichts zusammen.

Ausgewählte wohnungspolitische Maßnahmen

Aus der mangelnden Verfügbarkeit an Wohnraum (Ange-
botsproblem) ergibt sich ein Allokationsproblem. Unter-
schiedliche Bevölkerungsgruppen werden durch Mietstei-

4 Zudem fördert das Beschäftigungswachstum den in Großstädten nach-
gefragten Wohnraum. Von 2009 bis 2017 ergab sich für Berlin, Düssel-
dorf, München, Stuttgart, Hamburg und Frankfurt jeweils ein Beschäfti-
gungswachstum von (teils deutlich) über 10 % (Möbert, 2018).

Tabelle 1
Ursachen der Mietwohnungsknappheit

Anmerkungen:  Maßnahmen; ↯ Widerspruch.

Quelle: eigene Darstellung.

Angebotsseitig Nachfrageseitig

Niedrige Baulandverfügbarkeit
 Innenentwicklung          ↯ NIMBY
Außenentwicklung

Demografi scher Wandel und 
Singularisierung

 Pro-Kopf-Wohnfl ächenkon-
     sum senken (z. B. Stärkung
     des Untervermietungs-
     rechts)

Langfristige Baugenehmigungs-
verfahren

 Verfahren beschleunigen
  ↯ kommunale Interessen
     gruppen
  ↯ aufwendige Konzeptver-
     gaben ermöglichen vermehr-
     ten sozialen Wohnungsbau

Binnenwanderung
 ländliche (Verkehrs-)Infra-  
     struktur stärken
  ↯ Verlust von Skaleneffekten
      bei dezentraler Wohn-
      struktur

Hohe Kapazitätsauslastung im 
Baugewerbe

 Kapazitäten ausbauen↯ mittelfristige Unteraus-
   lastung der Kapazitäten

Gute Arbeitsmarktlage

Gestiegene Zahl der 
Bauvorschriften

 Anpassung/Abschaffung/
zeitweise Aussetzung

  ↯ Zielkonfl ikte mit Umwelt-/
     Brand-/Schall-/Gewässer-
     schutz

Steigende Studierendenzahlen



Wirtschaftsdienst 2020 | 6
464

Analysen und Berichte Wohnungsmarkt

Förderintention sind dementsprechend berücksichtigt. Zu-
dem kann das Marktangebot langfristig auf die gesteigerte 
Nachfrage reagieren und mehr Wohnraum bereitgestellt 
werden (Hiller und Schultewolter, 2014). Hierfür ist jedoch 
eine glaubhafte staatliche Verpfl ichtung zur regelmäßigen 
Anpassung und Zahlung des Wohngelds der Höhe nach 
fundamental, da Investoren sonst keine dauerhaften Ren-
diten erwarten können (Hecht, 1978). Zudem beeinfl usst 
das Wohngeld die Preisbildung am Markt nicht direkt, An-
gebots- und Nachfrageentscheidungen bleiben weitge-
hend unverzerrt (SVR für Wirtschaft, 2018, 709). Inwieweit 
die fehlende Anzeigepfl icht gegenüber dem Vermieter in 
der Praxis tatsächlich zutrifft, ist vor dem Hintergrund der 
bei einer Bewerbung um eine Mietwohnung üblicherweise 
erbetenen Einkommensnachweise ein wohl eher theoreti-
sches Argument. Denkbar ist, dass es gleichermaßen zur 
Benachteiligung gegenüber besser situierten Bewerbern 
oder zum Vorteil gegenüber Personen mit vergleichbarem 
Einkommen, aber ohne Anspruch führen kann. Offen ist 
ebenfalls, inwieweit der aktuelle Nachfrageüberhang Mit-
nahmeeffekte auf Seiten der Vermieter impliziert. Jedoch 
kann eine funktionierende Mietpreisbremse Mitnahmeef-
fekte der Höhe nach begrenzen und so staatliche Subven-
tionsersparnisse, d. h. Wohngeldeinsparungen, bewirken. 
Wohngeld als durchlaufender Posten würde bei gleichblei-
bender Mietkraft so im Zahlungsbetrag begrenzt.

Sozialer Wohnungsbau

Die soziale Wohnungsbauförderung weitet das Wohn raum-
angebot zu Preisen unterhalb der Marktmiete aus und er-
möglicht Haushalten mit einem Wohnberechtigungsschein 
eine teilhabegerechte Wohnsituation (Belegungsbindung). 
Gab es 1990 noch rund 3 Mio. Sozialwohnungen, so ist die-
se Zahl seitdem um mehr als 50 % geschrumpft (SVR für 
Wirtschaft, 2018, 716). Lediglich 46 % der Bewohner von 
Sozialwohnungen erfüllten 2016 allerdings die Mietkriteri-
en. Per saldo betrug die sogenannte Fehlbelegungsquote 
dementsprechend 54 % und variierte nur gering zwischen 
urbanen und ländlichen Räumen (Schier und Voigtländer, 
2016). Wäre eine Wohnungszuweisung jedoch passgenau 
einkommensabhängig, ergäbe sich keine soziale Durchmi-
schung. Die Konsequenz wäre eine Konzentration einkom-
mensschwächerer Schichten, die isoliert wohnen würden, 
mit einer Reihe negativer Folgen, z. B. hohe Arbeitslosigkeit, 
steigende Kriminalität, soziale Spannungen (Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie, 2018). Durchmischungs-
effekte im sozialen Wohnungsbau erleichtern einkommens-
schwächeren Gruppen die Teilnahme am Arbeitsmarkt. 
Implizit sind damit Wirkungen auf Beschäftigung und Ent-
lohnung verbunden. Krebs und Scheffel (2017) prognostizie-
ren modelltheoretisch eine gesteigerte Arbeitsproduktivität, 
die nach 34 Jahren zum Marktgleichgewicht führt, d. h. dem 
Ausgleich der Mitnahmeeffekte durch höhere Steuereinnah-

nicht mehr als 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete 
liegen, die durch einen regionalen Mietspiegel festzustel-
len ist. Anstelle einer bundeseinheitlich praktizierten Miet-
regulierung wurden jedoch landes- oder gemeindespezifi -
sche Mietpreisbremsen etabliert. Dies läuft einer fl ächen-
deckenden Wirkung der Mietpreisbremse entgegen.

Zudem ist die tatsächliche Wirksamkeit der Mietpreis-
bremse fraglich. Reglementierte Mieten lagen zunächst 
knapp 2,5 % unter den ungebremsten Preisen, um im zwei-
ten Beobachtungsjahr auf ein nicht reglementiertes Niveau 
zurückzufallen. Der kurzfristige Effekt wirkt sich insbeson-
dere in niedrigeren Preissegmenten aus (Breidenbach, 
Eilers und Fries, 2019). Differenziert man hingegen zwi-
schen mietwachstumsstarken und -schwachen Märkten, 
lässt sich ein positives Teilresümee zum Primäreffekt einer 
Preisdämpfung ziehen.5 In Ballungszentren mit Wachs-
tumsraten von mehr als 4,8 % ergaben sich nach Einfüh-
rung der Mietpreisbremse zunächst Preisrückgänge um 
durchschnittlich 3 %, die um abgesenkte Miettrendniveaus 
ergänzt wurden. Umgekehrt wird aber ein zunehmender 
Anstieg der Mieten in nicht regulierten Märkten festgestellt.

Die Wirkung der Mietpreisbremse auf die Neubauinves-
titionen in nicht regulierten Märkten ist ambivalent, je 
nachdem ob höhere Renditeerwartungen der Investoren 
(Michelsen, 2017) oder negative Folgen der Immobilien-
regulierung (SVR für Wirtschaft, 2018, 703) überwiegen. 
Jedoch würden selbst steigende Investitionen infolge der 
Mietpreisbremse in ihrem Ausmaß das Angebotsproblem 
kaum ändern. Vielmehr wirkt die Mietpreisbremse in re-
gulierten Wohnlagen prinzipiell nachfragefördernd. Das 
Angebot wird hingegen infolge der Ausnahmeregelungen 
und Wohnungsverkäufe tendenziell eher schrumpfen. Die 
Vorteilsziehung entfällt auf Mieter (Insider), die einen re-
gulierten Mietpreis zahlen, während Wohnungsuchende 
(Outsider) einem steigenden Nachfrageüberhang ausge-
setzt sind (SVR für Wirtschaft, 2018, 708).

Wohngeld

Im Jahr 2017 bezogen rund 1,4 % der Haushalte einen 
Wohnkostenzuschuss in Form von Wohngeld (Statisti-
sches Bundesamt, 2018). Das Wohngeld knüpft an der 
individuellen Einkommenssituation und dem Wohnraum-
konsum an und kann Fehlanreize durch kontinuierliche 
Merkmalsüberprüfungen vermeiden, da die Zahlungen 
fl exibel angepasst oder eingestellt werden können. So-
wohl die Maßnahmeneffi zienz als auch die sozialpolitische 

5 Die Nebenbedingung der Argumentation verlangt jährliche regions-
spezifi sche Mietsteigerungen von mindestens 3,9 % in den vier Jah-
ren vor Einführung der Mietpreisbremse, um ein verringertes Miet-
preisniveau qua Instrument feststellen zu können (Kholodilin, Mense 
und Michelsen, 2018).
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ren. Bei sonst gleicher Ausstattung und Qualität wäre der 
staatlich subventionierte Mietkauf der Miete vorzuziehen, 
insbesondere da im Modellansatz Zins- und Tilgungsra-
te einer ortsüblichen Vergleichsmiete entsprechen sollen. 
Die Option für den Immobilienerwerb (zum Mietpreis) be-
inhaltet einen nachfrageverzerrenden Anreiz zugunsten 
von geförderten Objekten. So sind Mietkaufobjekte zwar 
komplementäre Güter am Mietwohnungsmarkt, aus deren 
Vorteilsziehung des Immobilienerwerbs sich aber ein Nut-
zengewinn einstellt. Dieser ist gegenüber einfachem Miet-
wohnen in besonderer Weise begründungsbedürftig. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn der Nachfrage in Abhängig-
keit von Alter, Einkommen und Eigenkapitel kein entspre-
chendes Mietkaufangebot gegenübersteht. Offen und im 
Vorschlag nicht eindeutig artikuliert ist, wie trennscharf 
Miet- und Mietkaufobjekte voneinander abweichende 
Standards aufweisen (müssen), um die nachfrageverzer-
rende Anreizstruktur zu begrenzen. Wenn Marktteilnehmer 
mit mietkaufrelevanten Kriterien die Option am Markt nicht 
erwerben können, kompensiert der private Mietwohnungs-
markt dann die fehlenden Optionen für Kapitalbildung und 
Altersversorge? Oder sollen die Mietkaufkriterien so stark 
beschränkt werden, dass ein Nachfrageüberhang eher un-
wahrscheinlich ist? Da der Preis (Miete) modelltheoretisch 
vergleichbar sein soll, ist eine Nutzenkompensation über 
die Wohnkosten per Defi nition ausgeschlossen. Welche 
Nutzendifferenz innerhalb der Gruppe der Kaufi nteressier-
ten bei einem Mietkauf-Miete-Vergleich sozialverträglich 
sein soll, bleibt damit eine ungeklärte Frage.8

Implikationen zur Aufl ösung der 
Mietwohnungsknappheit in Deutschland

Die wohnungspolitischen Maßnahmen lösen das Ange-
bots- und Allokationsproblem unterschiedlich, wobei In-
terdependenzen und Sekundäreffekte zu berücksichtigen 
sind. Das Angebotsproblem wird unter anderem durch die 
begrenzte Verfügbarkeit von Bauland bedingt. Aufgrund 
des zu erwartenden Einfl usses kommunaler Interessen-
gruppen und des Widerstands von Anwohnern sind ver-
einfachte Ausweisungen von Bauland und die städtische 
Innenentwicklung mit großen Herausforderungen kon-
frontiert. In die für die Innenentwicklung erforderlichen 
Kosten würden zusätzlich die bereits hohen Preisniveaus 
der Ballungszentren eingehen. Vor diesem Hintergrund 
erscheint die Außenentwicklung als die praktikablere Al-
ternative. Gestiegene Baukosten erklären sich vor allem 
durch hohe Kapazitätsauslastungen im Baugewerbe. Auf-
grund der langen Nutzungszeit von Wohnungen liegen 

8 Analog hierzu ergibt sich die Problemstellung von Mietkauf-Kauf 
Vergleichen (Überwälzung von Nebenkosten, Zinsersparnis), deren 
nachfrageverzerrende Implikationen zugunsten des Mietkaufs be-
gründungsbedürftig wären.

men. Damit einhergehend ergeben sich gesteigerte Ent-
lohnungs- und Beschäftigungsniveaus. Zu berücksichtigen 
bleibt zusätzlich die Konkurrenz um die begrenzte Ressour-
ce Bauland bei der Zuweisung zu sozialem oder privatem 
Wohnungsbau. Die Ausweitung der subventionierten Markt-
form begrenzt unmittelbar das Angebot für die Privaten.

Mietkauf

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) 
stellte im Juni 2019 den Mietkauf als weitere Alternative zum 
Eigentumserwerb vor. Ausgangspunkt ist die Feststellung, 
dass die geringe Eigentumsquote in Deutschland mit einer 
ausgeprägt ungleichen Vermögensverteilung einhergeht 
(Kaas, Kocharkov und Preugschat, 2015). Beim Mietkauf 
würde die Bauträgerschaft der Staat übernehmen, der in 
Vorleistung geht und die Eigentümerschaft an den Wohnun-
gen via Tilgungszahlungen an die (Mieter-)Haushalte abtritt.6 
Ein zentraler Vorteil wäre die Entkopplung der Miete von einer 
spekulativen Preisentwicklung, da die Mietkaufzahlungen 
vergleichbar einem Tilgungsplan fi xe Beträge entsprechend 
einer vergleichbaren Miethöhe wären. Von staatlicher Seite 
aus wäre die Initiative aus Sicht des DIW Berlin mit geringem 
Finanzaufwand verbunden, da überwiegend Abwicklungs-
kosten entstünden. Dagegen würde die initiale Baufi nanzie-
rung durch die stetigen Mietkaufzahlungen refi nanziert, das 
eingesetzte Kapitel gleichfalls in liquiden Mitteln an den Staat 
zurückfl ießen (Gründling und Grabka, 2019).

Der Mietkauf könnte sozialpolitische Wirkungen haben, da 
er eine Senkung der Eigenkapitalausstattung impliziert. 
Hierfür müssten mietkaufgebundene Bauinvestitionen 
aber Abwanderungstendenzen und Leerstandregionen 
korrekt antizipieren, um einen nachfrageadäquaten Ef-
fekt zu bewirken. Fehlallokationen in brachliegende Woh-
nungsmärkte müssten vermieden werden, da das Inves-
titionsrisiko der Staat und damit der Steuerzahler trägt.7

Die intendierten Marktverzerrungen des Mietkaufs könn-
ten aber gleichermaßen zu unkalkulierbaren Folgen füh-

6 2016 wechselten nur knapp über 0,5 Mio. Haushalte vom Mietsegment 
in eine eigene Immobilie. Im urbanen Raum nahm die Quote von 1,6 % 
auf 1,2 % Ersterwerber als Anteil aller Haushalte ab, während die Ei-
gentumsquote auf dem Land zunahm (Sagner und Voigtländer, 2018).

7 Unklar bleibt aber, ob nicht bereits die als Mietzahlungen ausgestalte-
te Tilgungsrate die fi nanziellen Möglichkeiten für Geringverdiener und 
andere sozial benachteiligte Gruppen übersteigen würde (Kostenmie-
te). Zu erklären bleibt auch die Frage einer vorzeitigen Veräußerung; 
eine zu strenge Bindung könnte mobilitätshemmend wirken. Zudem 
wäre die Handhabung möglicher Fehlbelegungsquoten im Fortgang 
des per Mietkaufs erworbenen Objekts unter der Bedingung signifi -
kanter Einkommensänderungen von Haushalten zu erläutern. Regle-
mentierungen bezüglich des Eigentumsverlusts sind zu treffen, wenn 
Zahlungsengpässe oder -ausfälle aufträten. Ebenso ist die Überwäl-
zung von Modernisierungsaufwendungen im Detail zu bestimmen 
(Gründling und Grabka, 2019).
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gerung von verfügbarem Wohnraum. Im Falle hoher Mit-
nahmeeffekte wäre zudem der soziale Wohnungsbau ver-
teilungspolitisch effektiver. Die sozialpolitische Dimension 
in Form einer Mietkraft(-steigerung) fi nanzschwächerer 
Haushalte ist der Primäreffekt, der gesellschaftspolitisch 
erwünscht, aber lediglich hinreichend ist, um breiten Be-
völkerungsgruppen die Teilhabe am Mietwohnungsmarkt 
zu ermöglichen. Damit ist Wohngeld insbesondere kom-
plementär und verteilungspolitisch nützlich.

Beim sozialen Wohnungsbau als Objektförderung sind 
insbesondere die Wirkungen in der mittleren Frist zu be-
rücksichtigen, d. h. Effekte der sozialen Durchmischung, 
die die Arbeitsproduktivität nach einigen Jahrzehnten po-
sitiv beeinfl ussen. Dieser Sekundäreffekt steht konträr 
zum Begriff der Fehlbelegungsquote, die eine streng nach 
Einkommensgrenzen gestaffelte Wohnungszuteilung im-
pliziert. Eine an einer möglichen Fehlsubventionierung an-
gelehnte Beurteilung der Objektförderung greift daher zu 
kurz. Die Hypothese von geblockten Wohnungen im sozia-
len Wohnungsbau, d. h. von zahlungskräftigen Mietern als 
baupolitischem Widerspruch kann durch die Theorie exter-
ner Effekte abgeschwächt werden. Der soziale Wohnungs-
bau schafft kraft seiner Natur Wohnraum, was ihn in einer 
Situation des Nachfrageüberhangs zu einem besonders 
effektiven Instrument macht, das sowohl zur Lösung von 
Angebots- als auch Allokationsproblem beiträgt.

Die Option des Mietkaufs scheint für eine nach sozia-
len Kriterien differenzierte Käufergruppe lukrativ zu sein. 
Steht aber der Vorteilsziehung von Altersvorsorge und Ka-
pitalbildung kein nutzenstiftendes Äquivalent am privaten 
Mietwohnungsmarkt gegenüber, wird die Nachfrage zu-
gunsten des Mietkaufs verzerrt. Adressiert wären jedoch 
gleichwohl die Angebotsproblematik, indem tatsächlicher 
Wohnraum produziert würde, und die Allokationseffi zienz, 
indem gruppenspezifi sch differenziert und nach sozial-
politischen Kriterien zugeteilt würde. Betrachtet man zu-
dem die Interdependenz mit dem sozialen Wohnungsbau, 
könnten diese Wohnfl ächen als alternative Option das 
Marktangebot ergänzen. Daher sollten Mietkauf und so-
zialer Wohnungsbau komplementäre Anwendung fi nden.

Der gesellschaftspolitische Wille, den verknappten Wohn-
raum zu erweitern und sozialverträglich breiteren Bevöl-
kerungsschichten zugänglich zu machen, spiegelt sich in 
der Ausgestaltung des Instrumentariums wider. Angebots- 
und Allokationsproblem sind dabei kaum isoliert operatio-
nalisierbar, sondern weisen über Sekundär- und Langzeit-
effekte Interdependenzen auf, die komplementär oder aber 
konträr auf Verfügbarkeit und Allokation wirken. Tatsächli-
cher Wohnraum ist die notwendige Bedingung für Alloka-
tionsverbesserungen, Wohnraumzuteilungen in Abhängig-
keit von normativen Kriterien sind Voraussetzung für eine 

die Neubaukapazitäten in Deutschland bei etwa 5 % des 
Wohnungsbestands (Neitzel et al., 2015). Ein struktureller 
Ausbau der Kapazitäten ist in der mittleren Frist jedoch 
nicht zielführend, da nicht mit einer dauerhaften Nachfra-
geerhöhung zu rechnen ist. Weiterer Treiber der Baukos-
ten sind gestiegene regulatorische Standards, bei deren 
Änderung jedoch Zielkonfl ikte bestehen.

Nachfrageseitig wird das Angebotsproblem durch den stei-
genden Pro-Kopf-Konsum von Wohnraum verstärkt. Maß-
nahmen, wie z. B. eine Stärkung des Untervermietungs-
rechts, könnten Effekte der Singularisierung abschwächen, 
indem beispielsweise Wohnraum durch Wohngemeinschaf-
ten effi zienter genutzt wird. Der Binnenwanderung von 
ländlichen in städtische Gebiete kann durch eine ausge-
baute Verkehrsanbindung entgegengewirkt werden. Hier-
bei ist zu beachten, dass eine dezentrale Wohnstruktur zum 
Verlust von Skaleneffekten bei der Bereitstellung öffentli-
cher Infrastruktur führt. Somit ist die suburbane Außenent-
wicklung einer ruralen Stadtentwicklung vorzuziehen.

Instrumenten-Mix in der Wohnungspolitik sinnvoll

Aus dem Ungleichgewicht von Angebot und Nachfrage 
folgt ferner ein Allokationsproblem, das zur gesellschaft-
lichen Diskussion geführt hat. Die Interdependenzen 
zwischen beiden Problemstellungen deuten auf die Not-
wendigkeit einer angewandten Wirtschaftspolitik in Form 
eines Instrumenten-Mix hin. Die Mietpreisbremse verzerrt 
in ihrer aktuellen Ausgestaltung jedoch die Preisbildung 
am Markt. Hinsichtlich der Effi zienz sollte also zunächst 
die Koppelung an einen qualifi zierten Mietspiegel so har-
monisiert werden, dass die Erhebung der Daten einheit-
lich erfolgt und städteübergreifend vergleichbar ist Die 
regelmäßige Anpassung des Mietspiegels an die Preis-
entwicklung sowie die Berücksichtigung der Gentrifi zie-
rung sollten eine ortsübliche Vergleichsmiete adäquat 
beschreiben. Aufgrund der sozialpolitisch relevanten 
preismildernden Wirkung in mietwachstumsstarken Regi-
onen sollte der Anwendungsbereich auf Ballungszentren 
beschränkt werden (Kholodilin, Mense und Michelsen, 
2018). Dagegen könnte der sachliche Geltungsbereich 
auf möblierte Ausstattungen erweitert werden. Zudem 
sollte die Relation von Neuvertrags- und Bestandsmie-
ten harmonisiert werden. Breitere Einkommensschichten 
könnten so eine faktische Nachfrage nach (unreguliertem) 
Wohnraum entwickeln, auch wenn die Suche nach miet-
preisgebundenen Wohnungen erfolglos blieb. Unter die-
sen Nebenbedingungen kann die Mietpreisbremse sozial-
politisch wirkmächtig sein und regional mit Einsparungen 
von Wohngeldauszahlungen einhergehen.

Wohngeld verzerrt die Preisbildung am Markt nicht, ad-
ressiert von seiner Wirkweise her aber auch nicht die Stei-
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soziale Wohnungspolitik. Das Angebotsproblem zu lösen, 
heißt die Chancen auf Allokationseffi zienz zu verbessern.
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